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Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Februar 1959 

6 — 71000 — 2351/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat den als Anlage beigefügten Fünf- 
jahresplan zur weiteren Eingliederung von Vertriebenen und 
Sowjetzonenflüchtlingen in die Landwirtschaft der Bundes- 
republik Deutschland beschlossen. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wird anläßlich der Äußerung der Bundesregierung*) gemäß § 5 
des Landwirtschaftsgesetzes vom 5. September 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 565) auf diesen Plan eingehen. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates ist Abschrift dieses 
Schreibens nebst Anlage übersandt worden. 


Adenauer 


*) siehe zu Drucksache 850 
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Drucksache 863 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Fünfjahresplan der Bundesregierung zur weiteren 
Eingliederung von Vertriebenen und Sowjetzonen- 
flüchtlingen in die Landwirtschaft der Bundesrepublik 

Deutschland 

1. Die Bundesregierung, die für die Eingliederung von über 
100 000 Familien von Vertriebenen und Flüchtlingen in die 
Landwirtschaft bisher schon erhebliche Mittel zur Verfü- 
gung gestellt hat, betrachtet die weitere Eingliederung des 
vertriebenen und geflüchteten Landvolks in die Landwirt- 
schaft der Bundesrepublik nach wie vor als eine dringende 
Aufgabe, die vom Bund in Zusammenarbeit mit den Län- 
dern zu lösen ist. 

2. Um die ostdeutschen Bauern und die aus der Landwirtschaft 
stammenden Sowjetzonenflüchtlinge ihrem Berufsstande zu 
erhalten, erachtet es die Bundesregierung für erforderlich, 
in den nächsten fünf Jahren von den noch auf 100 000 ge- 
schätzten, aus der Landwirtschaft stammenden Vertrie- 
benen, Flüchtlingen und Aussiedlern eine möglichst große 
Anzahl wieder mit Grund und Boden zu verbinden. 

3. Diese Anwärter sollen möglichst auf Vollerwerbsstellen, 
sonst auf Nebenerwerbsstellen, und zwar auf bereits be- 
stehenden landwirtschaftlichen Betrieben (Kauf- und Pacht- 
stellen) sowie auf Neusiedlerstellen angesetzt werden. 

4. Grundlagen für die Eingliederung sind das Bundesvertrie- 
benengesetz in Verbindung mit den Bestimmungen des 
Lastenausgleichsgesetzes sowie der Siedlungsgesetzgebung 
des Bundes und der Länder. 

' Die Eingliederung wird nach den gemäß § 46 Abs. 1 des 
Bundesvertriebenengesetzes aufzustellenden jährlichen 
Siedlungsprogrammen der Bundesregierung durchgeführt 
werden. 

5. Die Bundesregierung geht davon aus, daß für die in den 
Jahren 1959 bis 1963 vorgesehene Eingliederung rd. 
2,5 Mrd. DM benötigt werden, die vom Bund, von den Län- 
dern und vom Ausgleichsfonds aufzubringen sind. Eine 
baldige Auszahlung der Hauptentschädigung bei Nachweis 
eines Siedlungsvorhabens wird angestrebt. 

Die Bundesregierung wird dafür eintreten, daß der von den 
Gesamtkosten dieses Planes auf den Bund entfallende An- 
teil bereitgestellt und im übrigen die Finanzierung des Ge- 
samtplanes sichergestellt wird. 
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